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BUNDESGERICHTSHOF 

 
BESCHLUSS 

 
2 StR 534/23 

vom 

22. April 2024 

in der Strafsache 

gegen 

 

 

 

 

 

wegen Beihilfe zum tätlichen Angriff auf Vollstreckungsbeamte u.a. 

hier: Anhörungsrüge 
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Der 2. Strafsenat des Bundesgerichtshofs hat am 22. April 2024 gemäß § 356a 

StPO beschlossen: 

 

Die Anhörungsrüge der Verurteilten gegen den Senatsbeschluss 

vom 13. Februar 2024 wird auf ihre Kosten zurückgewiesen. 

 

 

Gründe: 

Der Senat hat mit Beschluss vom 13. Februar 2024 den Antrag der Verur-

teilten auf Entscheidung des Revisionsgerichts gegen den Beschluss des Land-

gerichts Bonn vom 2. November 2023, mit dem ihre Revision gegen das Urteil 

des Landgerichts Bonn vom 18. August 2023 als unzulässig verworfen worden 

ist, gemäß § 346 Abs. 2 StPO als unbegründet verworfen. Gegen diesen Be-

schluss, der am 8. April 2024 in den Postlauf gegeben worden ist, wendet sich 

die Verurteilte mit einem am 14. April 2024 eingegangenen Schreiben, mit dem 

sie „Widerspruch“ einlegt und u.a. rügt, ein Mandat zur Vertretung ihrer Interes-

sen habe sie an niemanden übertragen und ihre Interessen vertrete sie selbst.  

Der gemäß § 300 StPO als Anhörungsrüge (§ 356a StPO) auszulegende 

Rechtsbehelf ist unbegründet. 

1. § 356a StPO findet auf Entscheidungen des Revisionsgerichts 

nach § 346 Abs. 2 StPO Anwendung. Das Revisionsgericht prüft die Zulässigkeit 

der Revision in umfassender Weise, so als hätte es nach § 349 Abs. 1 StPO über 

die Zulässigkeit der Revision zu entscheiden. Die Verwerfung des Antrags führt 

nicht anders als ein in der Sache entscheidender Beschluss nach § 349 Abs. 2 
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StPO zur Rechtskraft des angefochtenen Urteils. Die Anwendung des § 356a 

StPO – einschließlich der darin vorgesehenen Befristung – auf Beschlussent-

scheidungen nach § 346 Abs. 2 StPO entspricht zudem dem Anliegen des Ge-

setzgebers, wonach die Rechtskraft von Revisionsentscheidungen durch An-

träge des Angeklagten oder des Nebenklägers nicht unbefristet durchbrochen 

werden soll (BR-Drucks. 663/04, S. 43; vgl. auch OLG Jena, Beschluss vom 

4. Oktober 2007 – 1 Ss 127/07, NJW 2008, 534, 535; OLG Hamm, Beschluss 

vom 22. Oktober 2020 – 4 RVs 95/20, BeckRS 2020, 30328; KK-StPO/Gericke, 

9. Aufl., § 356a Rn. 2). 

2. Ein Gehörsverstoß liegt nicht vor. Der Senat hat bei seiner Entschei-

dung weder Verfahrensstoff verwertet, zu dem die Verurteilte nicht gehört worden 

ist, noch hat er zu berücksichtigendes Vorbringen der Verurteilten übergangen. 

Der Vortrag der Verurteilten zur Begründung ihrer Anhörungsrüge erschöpft sich 

in einer Wiederholung des vormaligen Vorbringens. Die Anhörungsrüge dient 

aber nicht dazu, das Revisionsgericht zu veranlassen, das Revisionsvorbringen 

nochmals zu überprüfen (vgl. die Nachweise der ständigen Rechtsprechung bei 

KK-StPO/Gericke, aaO, Rn. 6). 
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3. Die Kostenentscheidung folgt aus einer entsprechenden Anwendung 

des § 465 Abs. 1 StPO (vgl. u.a. BGH, Beschluss vom 5. Mai 2014 – 1 StR 82/14, 

juris Rn. 9). 

 

Menges  Appl  Zeng 

 Grube  Lutz 

 
 

 

Vorinstanz: 

Landgericht Bonn, 18.08.2023 - 23 KLs 7/23 800 Js 404/20 
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